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Einführung

Juristische Texte sehen sich seit jeher der gesellschaftlichen Kritik ausgesetzt,
schwer verständlich – mit anderen Worten: intransparent – zu sein.1 Dieser Kritik
sind sich Juristen2 bewusst, was sich in den zahlreichen rechtswissenschaftlichen
Publikationen zur Problematik der (Un-)Verständlichkeit von Rechtstexten wi-
derspiegelt.3

Die (Un-)Verständlichkeit juristischer Texte ist jedoch nicht nur Gegenstand
wissenschaftlicher Publikationen, sondern auch gerichtlicher Entscheidungen.
Die Rechtsprechung unterzieht Rechtstexte seit geraumer Zeit einer „Verständ-
lichkeitskontrolle“ – anders ausgedrückt: einer Transparenzkontrolle.4 So wer-
den neben Allgemeinen Geschäftsbedingungen beispielsweise auch staatliche
Gesetze einer gerichtlichen Kontrolle auf hinreichende „Bestimmtheit“, „Ver-
ständlichkeit“, „Klarheit“ und „Durchschaubarkeit“ unterzogen.5

Dasselbe gilt für Tarifverträge: Ihr normativer Teil wird durch das Bundesar-
beitsgericht – orientiert an den für staatliche Gesetze entwickelten Grundsätzen
zur Transparenzkontrolle – unter den Schlagworten „Bestimmtheitsgebot“ und
„Grundsatz der Normenklarheit“ auf hinreichende Bestimmtheit und Klarheit
kontrolliert.6 Zusätzlich überprüft das Bundesarbeitsgericht Tarifnormen seit
dem Jahr 2008 anhand des „Grundsatzes der Rechtsquellenklarheit“.7 Dieser
formuliert keine Transparenzanforderungen an den Tarifnorminhalt, sondern an
die Normurheberschaft.

Im Unterschied zur Rechtsprechung bezüglich der Transparenzkontrolle
staatlicher Gesetze und Allgemeiner Geschäftsbedingungen fehlt es der Recht-
sprechung zur Transparenzkontrolle von Tarifverträgen jedoch weitgehend an

1 Ebenso Lück, in: Wermke/Hober/Eichhoff-Cyrus, Verständlichkeit als Bürgerrecht?,
S. 21.

2 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden das generische Maskulinum verwendet.
Soweit nicht gesondert gekennzeichnet, sind hiervon sämtliche Geschlechteridentitäten mit-
umfasst.

3 Vgl. hierzu beispielhaft die Lück, in: Wermke/Hober/Eichhoff-Cyrus, Verständlichkeit
als Bürgerrecht?, S. 21 ff.; Lerch, in: Wermke/Hober/Eichhoff-Cyrus, Verständlichkeit als
Bürgerrecht?, S. 54 ff.; Lerch, in: Lerch, Sprache des Rechts I, S. 239 ff.

4 Siehe zur Geschichte des AGB-Transparenzgebots ausführlich Kosche, Contra proferen-
tem und das Transparenzgebot im Common Law und Civil Law, S. 466 ff.

5 Vgl. dazu S. 9 ff.
6 Siehe dazu S. 145 ff.
7 Siehe dazu S. 287 ff.
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2 Einführung

wissenschaftlicher Begleitung.8 Der Großteil des arbeitsrechtlichen Schrifttums
begnügt sich im Hinblick auf das „Ob“ und „Wie“ einer tarifvertraglichen Trans-
parenzkontrolle mit dem knappen Hinweis, dass Tarifverträge Gesetze im ma-
teriellen Sinne darstellten, weshalb für sie die für staatliche Gesetze entwickelten
Grundsätze zur Transparenzkontrolle heranzuziehen seien.9 Zu den zahlreichen
Unklarheiten, Streitigkeiten und Widersprüchen, die das verfassungsrechtliche
Schrifttum seit Jahrzehnten zur Transparenzkontrolle staatlicher Gesetze dis-
kutiert, findet sich im Tarifrecht kein Pendant.10 Hier setzt die folgende Arbeit an:
Sie soll einen Beitrag zur Schließung der insoweit bestehende Forschungslücke
leisten und die rechtswissenschaftliche Diskussion zur Transparenzkontrolle von
Tarifverträgen befördern.

A. Begriff der Transparenz

Dem Begriff der Transparenz wird nachgesagt, „unklar“ und „wenig präzise“ zu
sein.11 Es wird auch von der „Flexibilität des Transparenzbegriffs“12 gesprochen:
Bei der Verwendung des Transparenzbegriffs bestehe die nicht unerhebliche Ge-
fahr, einen Begriff zu gebrauchen, unter welchem sich jedermann etwas anderes,
aber durchaus Überzeugendes vorstellen könne.13

In der Tat scheint der Begriff der Transparenz flexibel einsetzbar zu sein. Als
Beispiel kann die Differenzierung von Bröhmer zwischen verschiedenen Varian-
ten des Transparenzbegriffs genannt werden: Er unterscheidet zwischen „Ergeb-
nistransparenz“, „Verfahrenstransparenz“, „inhaltliche[r] Transparenz“ und
„Verantwortungstransparenz“.14 Beließe man es an dieser Stelle also bei dem un-
differenzierten Abstellen auf den Begriff „Transparenz“, müsste man sich zu
Recht den Vorwurf gefallen lassen, dass man der Arbeit einen Untersuchungs-
gegenstand zugrunde legt, dem es an hinreichender Kontur fehlt.

Wenn also im Rahmen der vorliegenden Arbeit untersucht werden soll, ob und
bejahendenfalls inwieweit eine Transparenzkontrolle von Tarifverträgen stattfin-
det, so ist zunächst die terminologische Frage zu klären, was unter dem Begriff

8 Vgl. zum Forschungsstand S. 8.
9 Siehe dazu S. 147 f.
10 Auf einen Teil der Streitigkeiten, die im Zusammenhang mit der Transparenzkontrolle

staatlicher Gesetze im Schrifttum diskutiert wurden und werden, wird auf S. 9 ff. eingegan-
gen.

11 Huerkamp, Gleichbehandlung und Transparenz als gemeinschaftsrechtliche Prinzipien
der staatlichen Auftragsvergabe, S. 312.

12 Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, S. 3.
13 Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, S. 3.

Ähnlich Westermann, in: FS Steindorff, S. 817.
14 Vgl. dazu ausführlich Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 19 ff.
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der Transparenz verstanden wird und wie er, soweit er im Folgenden bezogen auf
die Kontrolle von Tarifverträge verwandt wird, zu verstehen ist.15

I. Etymologie und Wortbedeutung

Der Begriff der Transparenz stammt aus dem Lateinischen.16 Er setzt sich zusam-
men aus den Wortstämmen „trans“ ([hin]durch) und „parere“ (scheinen, sichtbar
sein).17 Während sich die Verwendung des Begriffs zunächst auf die Gelehrten-
sprache Latein beschränkte, fand er schließlich im 15. Jahrhundert Eingang ins
Englische und Französische sowie andere romanische Sprachen.18 Erst in der
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts fand der Begriff auch seinen Weg ins Deut-
sche.19 Ursprünglich bezeichnete der Begriff der Transparenz die „Durchsichtig-
keit“ von körperlichen Gegenständen, folglich deren optische „Eigenschaft […],
dem auf sie fallenden Lichte den Durchgang zu gestatten“.20 Heutzutage kommt
dem Begriff im alltäglichen Sprachgebrauch nicht mehr nur die Bedeutung von
Durchscheinen, Durchsichtigkeit und Lichtdurchlässigkeit körperlicher Gegen-
stände zu.21 Vielmehr wird er auch im übertragenen Sinne als Durchschaubarkeit
und Nachvollziehbarkeit von gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Vorgängen,
Prozessen und Zuständen gebraucht.22 So etwa auch im Bereich der Politik: Bei
der politischen Forderung nach mehr Transparenz geht es in erster Linie um die
Durchschaubarkeit von Institutionen sowie politischen, wirtschaftlichen oder

15 Die Notwendigkeit einer Klärung der Bedeutung des Transparenzbegriffs betonen
ebenfalls Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 18; Kreienbaum, Transparenz und
AGB-Gesetz, S. 24 f.; Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäfts-
bedingungen, S. 3.

16 Ostermann, Transparenz und öffentlicher Meinungsbildungsprozess, S. 7; Huerkamp,
Gleichbehandlung und Transparenz als gemeinschaftsrechtliche Prinzipien der staatlichen
Auftragsvergabe, S. 312.

17 Schmidt, in: Jansen/Schröter/Stehr, Transparenz, S. 373, 375; Huerkamp, Gleichbe-
handlung und Transparenz als gemeinschaftsrechtliche Prinzipien der staatlichen Auftrags-
vergabe, S. 312.

18 Vgl. ausführlich zur Geschichte des Transparenzbegriffs Schneider, Transparenztraum,
S. 12 ff.

19 Ostermann, Transparenz und öffentlicher Meinungsbildungsprozess, S. 7.
20 Vgl. dazu Ostermann, Transparenz und öffentlicher Meinungsbildungsprozess, S. 7 un-

ter Verweis auf Meyers Großes Konversations-Lexikon, 5. Bd. v. 1905, S. 301; ähnlich
Schmidt, in: Jansen/Schröter/Stehr, Transparenz, S. 373, 375.

21 Ostermann, Transparenz und öffentlicher Meinungsbildungsprozess, S. 7 f.
22 Im Duden wird Transparenz definiert als „3. Durchschaubarkeit, Nachvollziehbarkeit“,

abrufbar unter https://www.duden.de/rechtschreibung/Transparenz (Abruf v. 3.11.2024).
Siehe zur Verwendung des Transparenzbegriffs im übertragenen Sinne auch Pfeifer, Etymo-
logisches Wörterbuch des Deutschen, M-Z, S. 1449 (Stichwort „transparent“); Abbé, Ver-
braucherschutz durch Transparenz?, S. 24 f.; Ostermann, Transparenz und öffentlicher Mei-
nungsbildungsprozess, S. 7 f.; Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 18; Gott-
schalk, AcP 2006, 555, 558.
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gesellschaftlichen Vorgängen.23 Transparenz wird in diesem Zusammenhang als
ein „Zustand freier Information, Partizipation und Rechenschaft im Sinne einer
offenen Kommunikation zwischen den Akteuren des politischen Systems und
den Bürgern“ definiert.24 Ein transparenter politischer Vorgang ist danach also
ein „offener Vorgang, der nicht versteckt vonstattengeht, sondern für den Beob-
achter offen und nachvollziehbar ist“.25

Es kam im Laufe der Zeit also zu einer Erweiterung des Verständnisses vom
Begriff der Transparenz, weg von einem strikt physikalischen, objektbezogenen
Verständnis hin zu einem Erkennen und Verstehenkönnen von Zuständen, Ereig-
nissen und Vorgängen.26 In einer ersten Annäherung ist Transparenz folglich
nach dem allgemeinen Wortverständnis als Durchschaubarkeit, Durchsichtigkeit
und Klarheit einer Materie zu definieren, gleichgültig, ob es sich dabei um eine
feste Materie wie z.B. Glas oder einen gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen
Vorgang, Prozess oder Zustand wie z.B. eine Rechtsnorm handelt.27

II. Der Begriff der Transparenz im juristischen Diskurs

Transparenz in diesem Sinne kommt grundlegende Bedeutung für das Zurecht-
finden von Menschen in der Welt zu. Winfried Hassemer bringt es auf den Punkt:

„Es wird sich nicht bestreiten lassen, dass Transparenz, also die Durchsichtigkeit der Welt,
eine notwendige Bedingung dafür ist, dass Lebewesen in dieser Welt zurechtkommen.
Sehen, Ordnen und Verstehen der Welt setzen voraus, dass diese Welt zugänglich ist, dass
ihre Gegenstände, ihre Strukturen und ihre jeweiligen kulturellen Zusammenhänge sicht-
bar werden können. Leben in der Welt setzt Transparenz dieser Welt voraus. Transparenz
ist uns also eine grundlegende Kategorie.“28

Vor dem Hintergrund, dass der Zweck des Rechts auch in der direkten oder
indirekten Steuerung menschlichen Verhaltens liegt,29 ist es nicht verwunderlich,
dass dem Begriff der Transparenz nicht nur im gesellschaftlichen und politischen,
sondern auch im juristischen Diskurs erhebliche Aufmerksamkeit geschenkt

23 Ebenso Plauth, Die Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht, S. 19
unter Verweis auf Fairbanks/Plowman/Rawlins, JPA 7 (2007), 23.

24 Plauth, Die Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht, S. 19.
25 Vgl. dazu Plauth, Die Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht,

S. 19 im Anschluss an Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 18.
26 Siehe dazu ausführlich Schneider, Transparenztraum, S. 11 ff. Die Lösung von einem

strikt physikalischen, objektbezogenen Verständnis betont auch Schäfer, Das Transparenz-
gebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, S. 5.

27 Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen, S. 5.
28 Hassemer, in: FS Papier, S. 237, 239.
29 Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 24; ähnlich Papier/Möller, AöR 122

(1997), 177, 181 f., wonach die Verfassungsrechtsordnung dem geschriebenen Gesetz deshalb
eine so bedeutsame Stellung eingeräumt habe, „weil aus diesem die Rechtsunterworfenen die
Rechtslage selber ersehen können“, was es ihnen ermögliche, ihr Verhalten auf das Recht
einzurichten.



000023 /tmp/1741011453681/BAUM 03.03.25 15:17

5A. Begriff der Transparenz

wird.30 Denn ein Rechtssystem, das von seinen Adressaten nicht durchschaut und
verstanden wird, kann nicht befolgt werden und damit auch nicht seine verhal-
tenssteuernde Wirkung entfalten.31

Das Stichwort „Transparenz“ ist in allen Bereichen des Rechts zu finden. Eine
Legaldefinition findet sich allerdings – soweit ersichtlich – in keinem Rechtsge-
biet. Im Kern geht es jedoch in allen Rechtsbereichen darum, Personen oder
Institutionen dazu zu verpflichten, bestimmte Vorgänge durchschaubar, klar und
offen zu gestalten.32 Es sollen rechtlich relevante Informationen den betroffenen
Rechtssubjekten in einer durchschaubaren und verständlichen Weise zugänglich
gemacht werden.33 Ein gutes Beispiel für das juristische Begriffsverständnis ist die
Rechtsprechung des BGH zum Transparenzgebot des AGB-Rechts aus § 307 I 2
BGB:

„Gemäß § 307 I 2 BGB kann sich eine unangemessene Benachteiligung des Vertragspart-
ners auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. Das Trans-
parenzgebot verpflichtet den Verwender Allgemeiner Geschäftsbedingungen nach Treu
und Glauben, die Rechte und Pflichten der Vertragspartner möglichst klar und durch-
schaubar darzustellen.“34

30 Zeugnis der großen Aufmerksamkeit sind die zahlreichen Monografien, die unter Bezug
auf das Stichwort Transparenz in allen Disziplinen des Rechts ergangen sind. Im Strafrecht
z.B. Henckel, Faires Verständigungsverfahren durch Transparenz, 2018 . Aus dem öffentli-
chen Recht: Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, 2004; Huerkamp, Gleichbehand-
lung und Transparenz als gemeinschaftsrechtliche Prinzipien der staatlichen Auftragsver-
gabe, 2010; Ostermann, Transparenz und öffentlicher Meinungsbildungsprozess, 2019. Aus
dem Zivilrecht: Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen, 1992; Kreienbaum, Transparenz und AGB-Gesetz, 1998; Hebestreit, Transparenz im
AGB-Recht der Bundesrepublik Deutschland?, 1995; Evermann, Die Anforderungen des
Transparenzgebots an die Gestaltung von allgemeinen Versicherungsbedingungen, 2002; Ko-
sche, Contra proferentem und das Transparenzgebot im Common Law und Civil Law, 2011.

31 Towfigh, JA 2015, 81, 84; ders., Der Staat 48 (2009), 29, 40.
32 Vgl. Plauth, Die Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht, S. 20.
33 Plauth, Die Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht, S. 19; Bröh-

mer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 18.
34 BGH, Urt. v. 10.2.2016 – VIII ZR 137/15, NJW 2016, 1308, 1309. Eine vergleichbare

Definition zum Begriff der Transparenz i.S.d. § 307 I 2 BGB findet sich bei Kreienbaum,
Transparenz und AGB-Gesetz, S. 25: „Das Transparenzgebot wird verstanden als Forderung
nach klaren, durchschaubaren, für den Durchschnittskunden verständlichen AGB-Klau-
seln.“ Eine ähnliche Definition hat auch der Gesetzgeber gewählt, der in der Begründung zum
Entwurf des Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts in Bezug auf den heutigen
§ 307 I 2 BGB ausführt: „Die Formulierung „klar und verständlich“ ist dem Richtlinientext
entnommen und entspricht dem von der Rechtsprechung bereits vor Erlass der Richtlinie
entwickelten Grundsatz, dass Allgemeine Geschäftsbedingungen die Rechte und Pflichten
des Vertragspartners durch eine entsprechende Ausgestaltung und geeignete Formulierung
der Vertragsbedingungen durchschaubar, richtig, bestimmt und möglichst klar darstellen
müssen […]“, vgl. BT-Drucks. 14/6040, S. 153.
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Letztlich deckt sich also das juristische Verständnis vom Begriff der Transparenz
mit dem alltäglichen Wortverständnis.35

III. Begriffsbestimmung für die vorliegende Arbeit – zugleich:
Einschränkung des Untersuchungsgegenstands

Ausgehend von diesem allgemein gebräuchlichen Begriffsverständnis kann mit
Transparenz in Bezug auf Tarifverträge somit die Forderung nach „Verständlich-
keit“, „Durchschaubarkeit“, „Klarheit“ und „Eindeutigkeit“ sowohl des Regel-
werks insgesamt wie auch der Regelungsinhalte einzelner Bestimmungen um-
schrieben werden.36 Die Transparenzkontrolle von Tarifverträgen meint also im
Folgenden die richterliche Kontrolle von Tarifverträgen auf ihre hinreichende
Bestimmtheit und Klarheit.37

Abzugrenzen ist der Begriff der Transparenz dagegen von der Problematik der
Zugänglichkeit des Tarifvertrags.38 Damit gemeint ist die Möglichkeit der Kennt-
nisnahme des Inhalts eines Tarifvertrags durch Wahrnehmung seines Texts. An-
ders als zur Transparenzkontrolle im obigen Sinne finden sich zu dieser Proble-
matik Vorschriften im Gesetz, z.B. §§ 1 II, 5 VII, 6, 7 I, 8 und 10 II TVG. Wenn im
Schrifttum vereinzelt beide Begriffe synonym verwendet werden und damit of-
fensichtlich angezeigt werden soll,39 dass mit dem Begriff der Transparenz gene-
rell auch die Problematik der Zugänglichkeit von Tarifverträgen erfasst wird,40 so
kann dem, ausgehend von der soeben dargestellten Funktion des Transparenz-
begriffs – namentlich: Schaffung einer Grundvoraussetzung für die verhaltens-
steuernde Funktion des Rechts41 –, durchaus etwas abgewonnen werden. Denn
das Recht und damit auch der Tarifvertrag, durch den Recht gesetzt wird, kann
seine verhaltenssteuernde Wirkung nur dann entfalten, wenn sein Inhalt ver-

35 Ähnlich Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen, S. 4 f., nach dessen Auffassung sich in Bezug auf den Transparenzbegriff in der Um-
gangssprache und im fach- und wissenschaftlichen Sprachgebrauch ein „einheitliches Be-
griffsverständnis“ gebildet hat.

36 In diesem Sinne definiert die Rechtsprechung und der überwiegende Teil des Schrifttums
auch den Begriff der Transparenz im Bereich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, vgl.
BGH, Urt. v. 10.2.2016 – VIII ZR 137/15, NJW 2016, 1308, 1309 m.w.N.; Kreienbaum,
Transparenz und AGB-Gesetz, S. 25; Schäfer, Das Transparenzgebot im Recht der allge-
meinen Geschäftsbedingungen, S. 5; Kohte, BB 1989, 2257, 2258; Köndgen, NJW 1989, 943,
947; Brandner, in: FS Locher, S. 317.

37 Eine Abgrenzung und weitere Präzisierung der Begriffe „Bestimmtheit“ und „Klarheit“
erfolgt auf S. 10 ff.

38 Vgl. zur Unterscheidung der Begriffe Transparenz und Zugänglichkeit: Plauth, Die
Rechtspflicht zur Transparenz im europäisierten Vergaberecht, S. 22.

39 Die Zugänglichkeit wird als Bestandteil des Transparenzbegriffs verstanden von Bröh-
mer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 19.

40 So etwa Herberger, ZfA 2022, 560 ff.
41 Bröhmer, Transparenz als Verfassungsprinzip, S. 24; Papier/Möller, AöR 122 (1997),

177, 181 f.
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ständlich dargestellt wird und durch seine Adressaten wahrnehmbar, d.h. für sie
zugänglich ist. Mit der Wahrnehmbarkeit des Tarifvertrags wird eine Grundvor-
aussetzung für seine Verständlichkeit geschaffen: Kann ein Tarifvertrag nicht
eingesehen werden, dann kann er auch nicht verstanden werden. Es ist daher
durchaus vertretbar, den Begriff der Transparenz in Bezug auf Tarifverträge wei-
ter zu verstehen und neben der Forderung seiner verständlichen Darstellung auch
die Forderung seiner Zugänglichkeit darunter zu fassen. Im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit soll zur Beschränkung der Stofffülle jedoch von dem oben dar-
gestellten engeren Transparenzbegriff ausgegangen werden. Der Problematik der
Zugänglichkeit eines Tarifvertrags soll im Folgenden daher nicht nachgegangen
werden.

B. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung gliedert sich inhaltlich in drei Teile: einen allgemeinen (1. Teil)
und zwei spezielle Teile (2. und 3. Teil). Während im ersten Teil die Grundlagen
der Untersuchung erarbeitet werden, wird im zweiten und dritten Teil auf den
Grundlagen aufbauend untersucht, ob und inwieweit Tarifverträge einer Trans-
parenzkontrolle zu unterziehen sind.

Zunächst wird im ersten Teil dargestellt, ob und inwieweit staatliche Gesetze
und privatrechtliche Verträge einer Transparenzkontrolle zu unterziehen sind.
Das liegt darin begründet, dass die Rechtsprechung und das Schrifttum den
normativen Teil des Tarifvertrags an den für staatliche Gesetze entwickelten
Grundsätzen zur Transparenzkontrolle messen.42 Für den schuldrechtlichen Teil
des Tarifvertrags werden bei gesetzlich nicht explizit geregelten Fragen hingegen
grundsätzlich die für privatrechtliche Verträge entwickelten Lösungen herange-
zogen.43 Um eine fundierte Antwort auf die Frage zu geben, ob und inwieweit eine
Transparenzkontrolle von Tarifverträgen stattzufinden hat, muss daher zunächst
auf diese Grundlagen eingegangen werden.

Im zweiten Teil wird auf die Frage der Transparenzkontrolle des normativen
Teils des Tarifvertrags eingegangen. Dazu wird zunächst untersucht, ob und be-
jahendenfalls inwieweit die für staatliche Gesetze entwickelten Grundsätze zur
Transparenzkontrolle auf Tarifnormen übertragbar sind. Zudem wird der
Grundsatz der Rechtsquellenklarheit erörtert, der bisher weder bei privatrecht-
lichen Verträgen noch bei staatlichen Gesetzen existiert.44

Schließlich wird im dritten Teil untersucht, ob der schuldrechtliche Teil des
Tarifvertrags einer Transparenzkontrolle zu unterziehen ist. Der Schwerpunkt

42 Vgl. dazu unten S. 147 bei Fn. 17.
43 Siehe dazu S. 327.
44 Ruch, Dreiseitige Vereinbarungen, S. 142; Rolfs, in: FS Henssler, S. 521, 526; Giesen,

NZA 2014, 1, 2.
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der Ausführungen konzentriert sich dabei auf die Frage der Übertragbarkeit der
für privatrechtliche Verträge entwickelten Transparenzanforderungen.

Die Untersuchung schließt mit einer Zusammenfassung der wichtigsten Er-
gebnisse.

C. Forschungsstand

Eine dem hier verfolgten Forschungsansatz entsprechende Studie hat die rechts-
wissenschaftliche Forschung bislang nicht vorgelegt. Es liegen lediglich Einzel-
studien zu Teilaspekten vor, die eine Herausarbeitung der übergeordneten Zu-
sammenhänge, insbesondere die Zusammenhänge mit der Rechtslage bei staat-
lichen Gesetzen und privatrechtlichen Verträgen, vermissen lassen.45 In diese For-
schungslücke soll mit der vorliegenden Arbeit vorgestoßen werden.

45 Mit Teilaspekten der Transparenzkontrolle von Tarifverträgen haben sich im Schrifttum
auseinandergesetzt: Höpfner, Die Tarifgeltung im Arbeitsverhältnis, S. 262, 279 ff.; Ruch,
Dreiseitige Vereinbarungen, S. 142 ff.; Beck, Der Sanierungstarifvertrag, S. 181 ff.; Klempt,
Dreiseitige Standortsicherungsvereinbarungen, S. 25 ff.; Rolfs, in: FS Henssler, S. 521, 523 ff.;
Hanau/Rolfs, in: FS Schmidt, S. 785, 789 ff.; Benrath/Thau, in: FS Bauer, S. 147 ff.; Giesen,
NZA 2014, 1 ff.; ders., RdA 2014, 78, 81; Grau/Döring, NZA 2008, 1335 ff.; Kolbe, Anm. zu
BAG, Urt. v. 15.4.2008 – 1 AZR 86/07, AP BetrVG 1972 § 77 Nr. 96; Merten, FD-ArbR 2008,
263227.
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Transparenzkontrolle von staatlichen Gesetzen und
privatrechtlichen Verträgen

Die Rechtsprechung und das Schrifttum wenden auf den normativen Teil des
Tarifvertrags die für staatliche Gesetze entwickelten Grundsätze zur Transpa-
renzkontrolle an.1 Der schuldrechtliche Teil des Tarifvertrags hingegen wird im
Allgemeinen wie sonstige privatrechtliche Verträge behandelt.2 Die Rechtslage
bei staatlichen Gesetzen und privatrechtlichen Verträgen bildet also eine mögli-
che Grundlage für die Handhabung der Transparenzkontrolle von Tarifverträ-
gen. Bevor auf die Frage der Transparenzkontrolle von Tarifverträgen eingegan-
gen wird, soll daher im Folgenden zunächst die Rechtslage bei staatlichen Ge-
setzen und privatrechtlichen Verträgen untersucht werden: Ob und inwieweit
sind staatliche Gesetze und privatrechtliche Verträge einer Transparenzkontrolle
zu unterziehen?

Kapitel 1: Transparenzkontrolle von staatlichen Gesetzen

Eine richterliche Transparenzkontrolle von Gesetzen findet unter den Schlag-
worten „(allgemeines) Bestimmtheitsgebot“ und „Grundsatz der Normenklar-
heit“ statt.3

1 Für die Übertragbarkeit der für Gesetze entwickelten Grundsätze zur Transparenzkon-
trolle auf den normativen Teil des Tarifvertrags sprechen sich aus BAG, Urt. v. 15.10.2021 – 6
AZR 253/19, NZA 2022, 115, 117; Urt. v. 15.7.2020 – 10 AZR 337/18, NZA-RR 2020, 651,
656; Urt. v. 26.2.2020 – 4 AZR 48/19, NZA 2020, 1121, 1126; Urt. v. 25.9.2018 – 3 AZR
402/17, BeckRS 2018, 32672; Urt. v. 19.4.2012 – 6 AZR 677/10, NJOZ 2012, 1595, 1598; Urt.
v. 29.1.1986 – 4 AZR 465/84, AP BAT 1975 § 22, 23 Nr. 115; Höpfner, Die Tarifgeltung im
Arbeitsverhältnis, S. 262; Houben, Die Rückwirkung von Tarifverträgen, S. 265 (Fn. 416);
Liedmeier, Die Auslegung und Fortbildung arbeitsrechtlicher Kollektivverträge, S. 71 ff.;
Wiedemann/Thüsing, TVG, § 1 Rn. 218; HWK/Henssler, TVG, Vorb. vor § 1 Rn. 18; Löwisch/
Rieble, TVG, § 1 Rn. 989 ff.; Wiedemann, in: FS Dieterich, S. 661, 664; Dieterich, in: FS
Schaub, S. 117, 131 (Fn. 37); Schaub, NZA 1994, 597, 598; T. Baumann, RdA 1987, 270, 274;
Brox, Anm. zu BAG, Urt. v. 29.1.1986 – 4 AZR 465/84, AP BAT 1975 § 22, 23 Nr. 115;
Gamillscheg, Kollektives Arbeitsrecht, Bd. I, S. 642 f.; Gröbing, AuR 1982, 116, 118.

2 Houben, Die Rückwirkung von Tarifverträgen, S. 53 ff.; Preis/Greiner, Kollektivarbeits-
recht, S. 111.

3 So auch Müller, VuR 2010, 98 ff., die überzeugend die Parallelen zwischen dem AGB-
Transparenzgebot aus § 307 I 2 BGB und dem Bestimmtheitsgebot sowie dem Grundsatz der
Normenklarheit aufzeigt.
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A. Terminologische Vorfrage: Bestimmtheitsgebot und Grundsatz der
Normenklarheit – ein und derselbe oder zwei voneinander zu

unterscheidende Verfassungsgrundsätze?

Bevor auf den Grundsatz der Normenklarheit und das Bestimmtheitsgebot nä-
her eingegangen werden kann, muss die Frage beantwortet werden, ob es sich
dabei um ein und dasselbe oder um zwei voneinander getrennt zu behandelnde
Rechtsinstitute handelt. Handelt es sich nämlich um zwei verschiedene Verfas-
sungsgrundsätze, so sollten diese getrennt untersucht und dargestellt werden.

I. Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wurden und werden die
Begriffe der Normenklarheit und Normenbestimmtheit zumeist als Synonyme
verwendet.4 Beispielhaft verdeutlichen dies folgende Ausführungen:

„Dem Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers sind durch den Bestimmtheitsgrundsatz
und das Gebot der Normenklarheit Grenzen gesetzt. Danach muss eine Norm in ihren
Voraussetzungen und in ihrer Rechtsfolge hinreichend bestimmt und begrenzt formuliert
sein, so dass die von ihr Betroffenen die Rechtslage erkennen und ihr Verhalten danach
ausrichten können […]. Das Gebot der Normenklarheit zwingt den Gesetzgeber aber
nicht, Regelungstatbestände für jeden denkbaren Einzelfall mit genau erfassbaren Maß-
stäben zu schaffen. An die tatbestandliche Fixierung dürfen keine nach der konkreten
Sachlage unerfüllbaren Anforderungen gestellt werden […]. Es ist Aufgabe der Fachge-
richte, die bei der Gesetzesanwendung auf den konkreten Einzelfall auftauchenden
Rechtsfragen mit Hilfe anerkannter Auslegungsmethoden zu klären. Eine solche Ausle-
gungsfähigkeit und -bedürftigkeit nimmt einer gesetzlichen Regelung noch nicht die
rechtsstaatlich gebotene Bestimmtheit […].“5

Im Schrifttum wird vereinzelt auf eine Tendenz in der jüngeren Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts hingewiesen, wonach es schärfer zwischen dem
Grundsatz der Normenklarheit und dem Bestimmtheitsgebot differenziere, sie
gar als eigenständige, voneinander zu unterscheidende Verfassungsgrundsätze
behandele.6 Dem kann nur eingeschränkt zugestimmt werden: Die Differenzie-

4 Darauf weisen ebenfalls hin Beaucamp, Rechtstheorie 42 (2011), 21, 38; Sayeed, Die
verfassungsrechtliche Herleitung des Klarheitsgebots und seine Anwendung am Beispiel des
§ 34 AWG, S. 75 f.; Gassner, Kriterienlose Genehmigungsvorbehalte im Wirtschaftsverwal-
tungsrecht, S. 118, der davon spricht, dass in der Rechtsprechung des BVerfG die Begrifflich-
keiten Bestimmtheit und Klarheit „vielfach sogar synonym“ verwendet werden.

5 BVerfG, Beschl. v. 11.5.2007 – 2 BvR 543/06, NJW 2007, 2753, 2755. Ein weiteres Bei-
spiel für die synonyme Verwendung der Begriffe Bestimmtheit und Klarheit durch das Bun-
desverfassungsgericht findet sich im Volkszählungsurteil, vgl. BVerfG, Urt. v. 15.12.1983 – 1
BvR 209/83 u.a., BVerfGE 65, 1, 54: „Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes
1983 genügt auch dem Gebot der Normenklarheit. Hinreichend bestimmt ist ein Gesetz,
wenn sein Zweck aus dem Gesetzestext in Verbindung mit den Materialien deutlich wird.“

6 Bartone, in: Rensen/Brink, Linien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts,
Bd. 1, S. 305, 325.
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